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Vernehmlassungsverfahren 

Eidgenössisches Departement des Innern 

09.480 n Pa.Iv. Keine Ausweitung der obligatorischen Auskunftspflicht bei 
statistischen Erhebungen des Bundes 
Die Kommission schlägt eine Ergänzung von Artikel 6 des Bundesstatistikgesetzes 
vor. Die Auskunftspflicht für natürliche Personen bei Erhebungen des Bundesamtes 
für Statistik soll weiterhin für die Volkszählung gelten. Die Teilnahme an den 
anderen Erhebungen, namentlich an der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung, 
wird für natürliche Personen allerdings freiwillig. Personen, die von Berufs wegen 
verpflichtet sind, gewisse Auskünfte zu erteilen, sind nach wie vor der Antwort-
pflicht unterstellt. 

Vernehmlassungsfrist: 28. Februar 2011 

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei:  
Sekretariat SPK, Parlamentsdienste, 3003 Bern,  
Telefon 031 322 99 44, Fax 031 322 98 67 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 

9. November 2010 Bundeskanzlei

 


